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, gerin wegen der Erfüllung der Vorausse,zungen 
Arbeitsschutzorganisation eine Herabse-;zung 
von 20 v. H .  Auch nach Inkrafttseten 
währte die Beklagte der Klägerin eine 
die Jahre 1995 und 1996. Da die Klägerin 
nach der DIN EN ISO 9002 zertifiziert 
die Beklagte f ü r  dieses Jahr eine 
absetzung um 20 v. H . ,  insgesamt wurde 

DOK 523.43 HVBG-INFO llj2003 vom 25.3.2003 

der beConderen 
der GeLahrkLasse 

des Gefahrtarifs 1995 ge- 
solche Herabsetzung für 

im Jahre 1997 außerdem 
gorden war, bewilligte 

zusätzliche Gefahrklassenher- 
die Gefahrklasse somit 

Rechtmäßigkeit eines Gefahrtarifes - Herabsetzung der Gefahr- 
klasse - Beitragsnachlass ( § §  157, 162 SGB VII); 
hier: Rechtskräftiges Urteil des Schleswig-Holsteinischen 

Landessozialgerichts (LSG) vom 6.2.2002 - L 8 U 57/01 - 
Das Schleswig-Holsteinische LSG hat mit Urteil vom 6.2.2002 
- L 8 U 57/01 - ( s .  Anlage) Folgendes entschieden: 

Orientierungccatz 
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Unter Bezugnahme auf die von der Beklaghen für das Jahr 1997 
bewilligte Gefahrklassenherabset zung be(antragte die Klägerin am 
1. Oktober 1998 eine Herabsetzung um 301 v. H. f ü r  das Jahr 
1998. Dieses lehnte die Beklagte m i t  B scheid vom 16. September 
1999 und Widerspruchsbescheid vom 24. eptember 1999 ab. 

Zur Begründung führte die Beklagte im esentlichen aus, sie ha- 
be ihre Verwaltungspraxis geändert. De während des GFT 1995 
angewendete Kriterienkatalog finde für den GFT 98 keine Verwen- 
dung mehr. Sie sei außerdem nunmehr de Auffassung, dass eine 
besondere Arbeitsschutzorganisation un ein zertifiziertes Qua- 
litätsmanagementsystem nicht zu den Vo aussetzungen fur die 
Herabsetzung der Gefahrklasse zählten. Sie seien nicht unter 
den Begriff der Betriebsweise zu subsu i ieren. 
Gegen diese Bescheide hat die K1ägerin am 13. Oktober 1999 beim 
Sozialgericht Lubeck Klage erhoben. 
Zur Begründung hat sie U. a. ausgeführ , sie erfülle die Vor- 
aussetzungen einer Herabsetzung der Gefahrklasse. Insbesondere 

liege eine von der üblichen abweichendp Betriebsweise vor. Sie 
überlasse Arbeitnehmer nur unter Umset!zung erheblicher Maßnah- 
men zum Arbeitsschutz. Darin untersch ide sie sich von den 
meisten anderen Zeitarbeitsunternehme . Lediglich 20 v. H. die- 
ser Unternehmen führten Maßnahmen der besonderen Arbeitsschutz- 
Organisation durch, lediglich 10 v. H, der Unternehmen wiesen, 
wie sie, eine Zertifizierung auf. Auß rdem seien Gesichtspunkte 

I 

1 

sensausübung war nicht; möglich, d 1 die Tatbestandsvoraus- 

I 
1 
I 

des Vertrauenscchutzes zu S i e ,  die Kläger in ,  
habe über Jahre erhebliche besonderen Arbeits- 
schutzorganisation sie auf die Fort- 
führung des auch nach Ablö- 

sung des GFT 

Die Beklagte 
scheiden 
züglich des Vertrauensschutzes ergänz 
Mit Urteil vom 1. Marz 2001 hat das Sozialgericht d i e  Klage ab- 
gewiesen. Zur Begründung heiRt es dari : .1 
"Die Klägerin hat keinen Anspruch uf erneute Bescheidung 

echtlichen Nachprüfung 
ihres Antrages auf Herabsetzung d r Gefahrklasse. Die an- 
gefochtenen Bescheide halten der 
stand. Sie lassen keinen Ermessen fehler erkennen. Insbe- 
sondere liegt keine Ermessensunte cchreitung vor .  Die Be- 
klagte ist zu Recht davon ausgega gen, dass bei der Ent- 
scheidung über den Antrag der Klä erin au€ Herabsetzung 
des Gefahrklasse Ermessen nicht e öffnet war. Eine Ermes- 

setzungen von T e i l  I1 2a des Fefayrtarifs 1998 nicht vor- 
lagen.  Nach dieser Vorschrift kan d i e  Beklagte die (in 
Teil I festgesetzte)  Gefahrklasse um 10 b i s  30 vom Hundert 
herabsetzen oder heraufsetzen, we I n sich in Einzelfällen 
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ergibt, dass wegen einer von der 'blichen erheblich abwei- 
chenden Betriebsweise oder Betrie seinrichtung ein Unter- 
nehmen wesentlich geringeren oder höheren Gefährdungen un- 
terliegt als die Unternehmen, für i die die Gefahrklasse in 
Teil I berechnet ist. 

Se kann auch nicht unter 
gerin durchgeführten Arbeitsschut.zmaßnahmen 

Es liegt keine von der üblichen e heblich abweichende Be- 
triebsweise oder Betriebseinricht ng vor. Dabei kennzeich- 
net die Betriebsweise die Art und Weise, in der ein Unter- 
nehmen seinen Unternehmenszweck v rwirklicht. Die Be- 
triebseinrichtung umfasst die mobrle und immobile Sachaus- 
stattung des Unternehmens. 

Berücksichtigung der von der Klä- 
sowie der Zer- 

Die Beklagte ist zu Recht davon a sgegangen, dass Be- 
triebsweise und Betriebseinrichtu g des Unternehmens der 
Klägerin im Vergleich mit andere 
mäßigen Arbeitnehmerüberlascung icht ungewöhnlich sind. 
Sie entsprechen vielmehr den üblichen Verhältnissen bei 
Unternehmen dieser Art. Nach den Ergebnissen der Ermitt- 
lungen der Beklagten befasst sic die Klägerin mit der 
Uberlassung von Leiharbeitnehmer 
Betriebsstätten. Es handelt sich bei den Arbeitnehmern 
insbesondere m Facharbeiter wie Schlosser, Schweißer, 
Tischler ,  Maler und Elektriker s wie um Produktionshelfer. 
Besonderheiten der Betriebseinri htung, z .  B. in Form der 
Büroausctattung liegen nicht vor. i Unternehmen zur gewerbs- und Unternehmen in deren 

tungen zuzurechnen sind. Das Wese 
wird durch das QMC nicht bestimmt 

Nach allem liegen die Voraussetzungen 
zung der Gefahrklasse nach Teil I:: 
1998 bereits deshalb nicht vor, 

des Betriebsablaufs 

filr eine Herabset- 
2a des Gefahrtarifs 

w.il eine von der üblichen 

gerin eine w e s e n t l i c h  g e r i n g e r e  
anderen Unternehmen zur gewerbcmä.3igen 
lassung vorliegt, woran die Kammer 

Gi2fdhrdung im Vergleich Z U  

erhebliche Zweifel hat. 
Arbeitnehmerüber- 
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In diesem hinzuweisen, dass eine 
gegenüber den anderen der Gefahrengemeinschaft 
geringere Gefährdung en Hinweis auf die kon- 
kreten Unfalllasten c begründet werden kann 
(vgl. Schulz, Der gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften, Seite 342). 

Teil I1 2a des Gefahrtarifs 1998 
und als Regelung im Sinne des § 
werden. Der Inhalt der Regelung 
det sich wesentlich von dem 
SGB VII. Diese Vorschrift regelt 
konkreten Unfallbelastung eines 
der Herabsetzung einer Gefahrklasse 
gefähsdung entscheidend ist. Teil 
1998 ist demzufolge restriktiv 

auch nicht weit ausgelegt 
162 SGB VII aufgefasst 
in T e i l  Ii 2a unterschei- 

die Berücksichtigung der 
Lnternehmens, während bei 

die abstrakte U n f a l l -  
fI 2a des Gefahrtarifs 

Anwendungsbereich des 5 162 

ar.szulegen (vgl. Schulz, 

Die Klägerin kann z u r  Begründung eines Vertrauensschutzes 
sich auch nicht auf Mitteilungen der Beklagten in der 
Presse oder in anderen Medien be ufen. B e i  diesen Mittei- 

Die K1äger-n kann sich nicht wegen 
4. Dezember 1996 auf Vertrauensschutz 
Klagerin bekannt war, beruhte dieser 
1. Januar 1995 geltenden Gefahrtarif. 
des Gefahrtarifs 1998 wurde der 
Die Veranlagung nach einem Gefahrtarif 
den Zeitraum der Geltung eines 
Dies ergibt sich bereits aus dem 

des Bescheides vom 
berufen. wie der 
Bescheid auf dem ab 
Durch die Schaffung 

Bescheid gegenstandslos. 
kann sich nur auf 

Gefahrtarifs erstrecken. 
Wortlaut des § 159 

1999 gelten würde. Ihr hätte bekarnt 
Beklagte die Schaffung eines neuer. 
tete. Sie hat deshalb damit rechnen 
fahrtarif 1995 durch eine Neurege:.ung 

Die Klägerin hat auch nicht darau:; 

sein müssen, dass die 
Gefahrtarifs vorberei-  
müssen, dass der Ge- 
ersetzt wird. 

vertrauen können, dass 

Vertrauensschutz ist insoweit des 
weil der Unfallversicherungsträge:: 
§ 157 Abs. 1 SGB VII eingeräumten 
rung eines neuen Gefahrtarifs auci 
Verwaltungspraxis abweichende 
Beklagte war daher auch berechtig;, 
für die Herabsetzung einer Gefahrdasse 
rif 1998 anders auszulegen a l s  nazh 
Dies gilt um so mehr, als die 
1995 bezüglich der Voraussetzungen 
der Gefahrklasse (Teil I1 2 . )  nach 
unzutreffend war. Die Beklagte hat 
Gefahrtarifs 1995 die Durchführung 
sonderen Arbeitsschutzorganisation 
chen erheblich abweichende 
Auffassung war aus den dargestellten 
Die Beklagte war berechtigt, die 
über die Herabsetzung der Gefahrklasse 
1998 der nunmehr herrschenden 

alb nicht begrtindet, 
im Rahmen des ihm in 

Rechts bei der DurchEtih- 
eine von der bisherigen 

Reg2lung treffen darf. Die 
d i e  Voraussetzungen 

dem Gefahrtarif 1995. 
nach dem Gefahrta- 

Auslegung des Gefahrtarifs 
für die Herabsetzung 
Auffassung der Kammer 
bei der Anwendung des 
von Maßnahmen zur be- 
a l s  eine von der übli- 

Betriebsweise angesehen. Diese 

Auslegung der Bestimmung 
in dem Gefahrtarif 

Gründen unzutreffend. 

Rechtsauffassung anzupassen. 
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lungen handelt e s  sich nicht um echtsverbindliche Zusa- 
gen. Insbesondere liegen die Vor ussetzungen einer Zusi -  
cherung im Sinns des 5 34 SGB X icht vor. Diese gilt ins- 
besondere für den im Internet ve breiteten Artikel "Profis 
für Prävention". Dabei handelt e sich erkennbar um recht 
allgemein gehaltene Ausführungen, aus denen sich die kon- 
kreten Voraussetzungen f ü r  die H rabsetzung einer Gefahr- 
klasse nicht ergeben. Aufgrund d rart unbestimmter Ausfüh- 
rungen kann sich kein Vertrauen i uf  eine Maßnahme des Ver- 
waltungsträgers im Einzelfall er 9 eben." 

Auffassung, die Herabsetzungsregelung 
lasssystem im Sinne von 5 162 SGB VII 
der rechtlichen Einordnung seien jedoch 
voraussetzungen des Teils I1 Nr. 2a de:j 
Sie überlasse Arbeitnehmer an Entleihbetriebe, 
nur unter Einhaltung der zwingenden 
sondern unter Umsetzung erheblicher 
beitsschutz. Indem die  Leiharbeitnehmet 
Arbeitsschutzrnaßnahmen weit über das 
schult und z .  B. mit Schutzausrtistungen 
derer Kontrollen ausgestattet würden, 
chende Betriebsweise vor. Die Grundsätze 

des GFT 98 sei als Nach- 

anzusehen. Unabhängig von 
auch die Tatbestands- 
GFT 98 von i h r  erfüllt. 

und zwar nicht 
gesetzlichen Vorschriften, 
weiterer Maßnahmen zum Ar- 

durch die besonderen 
nxmale Maß hinaus ge- 

unter Einhaltung beson- 
liege gerade eine abwei- 

des von der Beklagten 

Mit Schriftsatz vom 3 .  Januar 2002 tr'gt die Klägerin ergänzend 
vor,  sie weise eine langjährige Zusa J enarbeit mit wenigen aus- 
gesuchten Kunden auf, Mit etwa 50 v, . ihrer Kundenbetriebe 

Ferner seien bei ihr langjährig besch'ftigte Mitarbeiter tätig. 
Weniger als eine Woche dauernde Arbei sverhältnisse hätten i m  
ersten Halbjahr 1998 bei ihr nur zu 3 9 % bestanden, zwischen 
einer Woche bis zu drei Monaten hätte Arbeitsverhältnisse in 
4 8 r 7  % bestanden, drei Monate und lCin er hätten 47,4 % der Ar- 
beitsverhältnisse gedauert. Demgegenü I er lägen die Zahlen des 
Bundesdurchschnittes für die vergleic baren Zeiträume bei 
12,6 %, 48 % und 39,4 % .  40 bis 50 % hrer Mitarbeiter seien 
bereits seit 1994/1995 bei ihr beschä i t i g t .  Hinzu kamen sehr 

arbeite sie seit ihrer Firmengründung i im Jahre 1993 zusammen. 

lange Überlassungszeiten. Sowohl die ngen Uberlassungszeitan 
als auch die langjährige mit den Mitarbeitern 
und Kundenbetrieben ich das ünfallrisiko. 
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Die Kiägerin beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Lüb ck vom 1. März 

2001 und den Bescheid der Beklagt n vom 16. Sep- 
tember 1999 in der Fassung des Wi erspruchsbe- 

die Beklagte  zu verurteilen, ihr ezüglich ihres 
Herabsetzungsantrages vom 1. Okto er 1998 einen 

hilfsweise: Die Revision zuzulass n. 
sung des Gerichts zu erteilen, 

scheides vom 24. September 1999 a i fzuheben und 
neuen Bescheid unter Beachtung de I Rechtsauffas- 

b 
Die Beklagte beantragt, die Berufung zuruckzuweisen. 
Sie hält das angefochtene urteil f ü r  

Berufungsbegründung angeführten Vortr g der Klägerin nicht f ü r  
utreffend und den in der 

tiberzeugend. 

Zur Ergänzung des Tatbestandes wird adf den weiteren Inhalt der 
Gerichtsakte und der beigezogenen V e r  altungsakte der  Beklagten 
verwiesen. Die Akten sind Gegenstand ! er mündlichen Verhandlung 
gewesen - 

E n t s c h e i d u n g  g r ü n d e  

Die Berufung ist unbegründet. Das ang fochtene Urteil ist nicht 
zu beanstanden. Zu Recht hat das Sozi lgericht die Klage abge- 
wiesen, denn die angefochtenen Besche de der Beklagten sind 
rechtmäßig. Die Klägerin hat keinen A spruch auf Herabsetzung 

1 
der Gefahrklasse nach dem GFT 98. 1 
Der Senat verweist zur Begründung zunä hst in vollem Umfang auf 

die im Tatbestand wiedergegebenen Ents heidungsgründe des ange- 

fochtenen Urteils. Diese hält er für z treffend und macht sie 
sich zu Eigen (5 153 A b $ .  2 Sozialgeri I htsgesetz - SGG). 
Die Ausführungen der Klägerin in der B rufungsbegründung sind 
nicht geeignet, die  Sach- und Rechtsla e anders zu sehen als es 

das Sozialgericht getan hat.  Sie stell n im Wesentlichen W i e -  

derholungen des erstinstanzlichen V o r t  ages dar, hiermit hat 
sich das Sozialgericht in den Entschei f ungsgründen des ange- 
fochtenen Urteils eingehend befasst. I sbesondere ist dort zu- 
treffend ausgeführt, dass weder die be ondere Arbeitsschutzor- 
ganisation noch die Zertifizierung unt i r die in Zi€fer I, 2a 

I e 

GFT 98 aufgeführten tatbestandlichen V raussetzungen für eine 
Entscheidung über eine Gefahrklassenhe absetzung zu subsumieren 
sind. 1st aber die Tatbestandsseite ni ht erfollt, ist: das Er- 
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messen der Beklagten hinsichtlich einer 
öffnet. Denn nach der genannten Ziffer 
scheidung über einen Antrag auf 
in drei Schritten zu erfolgen. Zunächst 
Voraussetzungen, unter denen eine 
kommt, erfüllt sind, ob das antragstellende 
eine von der üblichen erheblich abweichende 
weist und deshalb geringeren Gefahren 
die die Gefahrklasse des Teiles I des 
(erster Schritt). Erst wenn das zu 
für die Beklagte Ermessen hinsichtlicf. 
Herabsetzung bewilligen will (zweiter 
bereit, hat sie im dritten Schritt 
welcher Höhe innerhalb des Rahmens von 
setzung sachgerecht erscheint. Bei den 

es sich somit um Subsumtionen der bei 
ternehmen festgestellten Betriebsablä 

Herabsetzung nicht er- 
des GFT 98 hat die Ent- 

Herabsetzung der Gefahrklasse 
ist zu prü€en, ob die 

Herabsetzung in Betracht 
Unternehmen somit 
Betriebsweise auf- 

unterliegt als die, fiir 
GFT 98 berechnet wurde 

be-lahen ist, eröffnet sich 
der Frage, ob sie eine 
Schritt). Ist sie hierzu 

da;:über zu entscheiden, in 
10 bis 30 3 eine Herab- 
ersten Schritt handelt 
dem antragstellenden Un- 
fe und sonstigen relevan- 

gen ihrer Unbestimtheit ("üblich", 
"höheren") ein Beurteilungsspielraum 
der Sachnähe sowie der Kompetenz des 
dienstes der Berufsgenossenschaft kann 
fung der Tatbestandsmerkmale innerhalb 
mens halten. Die Entscheidung hierüber 
deshalb nur dahingehend überprüfbar, ob 
ist und sich innerhalb der anzunehmenden 
hält. I r n  Rahmen dieses  Beurteilungsspiclraies 
beanstanden, wenn die Beklagte die von 
tragstellung aufgeführten Kriterien einer 
einer besonderen Arbei t sschutzorganisa . : ion  

tatbestandlichen Voraussetzungen erfas 

"erheblich", "abweichend" I 
einzuräumen ist. infoige 
Technischen Aufsichts- 
sich diese bei der P r u -  

eines Beurteilungsrah- 
ist gerichtlicherseits 
sie in sich schitissig 
Beurteilungsgrenzen 

is t  es  nicht zu 
der Klägerin bei der An- 

Zertifizierung sowie 
n i c h t  a l s  von den 

t ansieht. Hierfür hat 

den ihm seinerzeit beigeftigten GFT 95. Die in diesem Bescheid 
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ihrer Entscheidung hatten gemacht wercen 
hatte ihre Antragctellung im Oktober 

gelöst wurde, war auch über eine Gefaqrklassenherabsetzung eine 
neue Entscheidung erforderlich, die 1 sgelöst von der 1996 er- 
folgten z u  treffen war. Ebenso wie di Geltungsdauer des Ge- 

fahrtarifs zeitlich begrenzt ist (§  l 7 a b s .  5 SGB VII), trifft 
dieses auch für die auf dem jeweilige? GFT beruhenden Bescheide ZU. 
Ebenso wenig wie das Sozialgericht hä t auch der Senat die An- 
sicht der Klägerin für zutreffend, bei der Herabsetzung der Ge- 

fahrklasse handele es sich um einen Bhitragnachlass im Sinne 
von 5 162 SGB VII, sodass die Voraussetzungen dieser N o r m  hier 

zu prüfen seien. Im angefochtenen Urte'l ist bereits zutreffend 

1 
;I 

darauf hingewiesen, dass die Anwendung .i des GFT und die in die- 
sem vorgesehene Möglichkeit der Gefahr lassenherabsetzung 
nichts mit der nachträglichen Bewertun des einzelnen Unterneh- 

erfolg der Prävention zu tun hat (vgl. Bereiter-Hahn/Mehrtens, 
Gesetzliche Unfallversicherung, Lieferqng 1/2000, Anm. 2 zu 5 1621. 

mens im Sinne von § 162 SGB VII hinsic 1 tlich E r f o l g  oder Miss-  

I 

Die im Schriftsatz vom 3 .  Januar 2002 on der Klägerin ange- 
führten Gesichtspunkte können nicht zu Annahme von Rechtswid- 
rigkeit der angefochtenen Bescheide fü ren. E s  handelt sich um 

F 
P 

Umstände, die nach dem zum GFT 95 von er Beklagten entwickel- 
ten und angewandten Kriterienkatalog v n Bedeutung waren. Das 

können. Die Klägerin 
1.998 ausdrücklich aus- 

die besondere Arbeitsschutzorganisati n. Im Widerspruchsverfah- 
ren h a t t e  sie nichts anderes vorgetra en. Nur diese Gesichts- 

einzufließen. Hierauf ikt sie in den 
eingegangen. Da Letztere wegen des vo der Beklagten auf der 
Tatbestandsseite einzuräumenden Beurt i ilungcspielraums und der 
auf der Rechtsfolgenseite vorgesehenek Ermessensentscheidung 

punkte hatten deshalb in den Prüfungs,m€ang a der Beklagten mit 
ngefochtenen Bescheiden 

I 
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nur einer eingeschränkten gerichtliche Überprüfung U. a. da- 
hingehend unterliegen, ob die Beklagte  alle für d i e  Entschei- 
dungsfindung berücksichtigungsfähigen I atsachen bewertet hat, 
können im Gerichtsverfahren erstmalig 
gen fehlender Berticksichtigungsmöglichveit im Verwaltungsver- 
fahren nicht z u r  Rechtswidrigkeit der re gefochtenen Bescheide 
f Uhren. 

Die nach alledem unbegründete Berufung wird mit der sich aus 

den §§ 182, 193 des Sozialgerichtsgese 1 zes (SGG) ergebenden 
Kostenfolge zurückgewiesen. 

orgetragene Umstände we- 'if 
I 

Fiir die Zulassung der Revision liegen ie Voraussetzungen des 

5 1 6 0  Abs. 2 SGG nicht vor.  


